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Senatsverwaltung für
Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt

Frau Abgeordnete Lilia Usik (CDU)
über
die Präsidentin des Abgeordnetenhauses von Berlin

über Senatskanzlei - G Sen -

A n t w o r t
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 19/17689
vom 20. Dezember 2023
über Fahrradwege im Lichtenberger Süden (Karlshorst, Friedrichsfelde, Rummelsburg und
Rummelsburger Bucht) ausbauen

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt:

Vorbemerkung der Verwaltung:
Die Schriftliche Anfrage betrifft zum Teil Sachverhalte, die der Senat nicht aus eigener
Zuständigkeit und Kenntnis beantworten kann. Er ist gleichwohl um eine sachgerechte Antwort
bemüht und hat daher das Bezirksamt Lichtenberg von Berlin um Stellungnahme gebeten. Sie
wird in der Antwort an den entsprechend gekennzeichneten Stellen wiedergegeben bzw. ist in
der nachfolgenden Beantwortung berücksichtigt.

Frage 1:

Wie viele Fahrradwege, in welcher Gesamtlänge und seit wann, gibt es in Karlshorst, Friedrichsfelde, Rummelsburg
und der Rummelsburger Bucht (bitte nach Ortsteilen und ggf. Straßen unterteilen)?

Antwort zu 1:

Nach Auskunft des Bezirksamtes Lichtenberg führt das zuständige Straßen- und Grünflächenamt
keine Statistik über die Länge von Radverkehrsanlagen.
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Frage 2:

Wie bewertet der Berliner Senat den aktuellen Ausbauzustand der Fahrradwege in diesen Gebieten?

Antwort zu 2:

Der Ausbauzustand ist, wie in den meisten anderen Teilen der Stadt auch, im Lichtenberger
Süden sehr unterschiedlich, ohne dass dem Senat eine detaillierte Statistik in dieser Hinsicht
vorliegt (s. Antwort zu Frage 3). Unabhängig von statistischen Erhebungen zur
Radverkehrsinfrastruktur sieht der Berliner Senat wie auch in anderen Teilen der Stadt den Bedarf
für die Sanierung von bestehenden Radverkehrsanlagen und die Schaffung von neuen
Radverkehrsanlagen.

Frage 3:

In welchem baulichen Zustand befinden sich die aktuellen Fahrradwege in diesen Gebieten (bitte nach Ortsteilen
und ggf. Straßen unterteilen)? Welche Fahrradwege sind dort sanierungsbedürftig?

Antwort zu 3:

Nach Auskunft des Bezirksamtes Lichtenberg führt der zuständige Straßenbaulastträger auch
hierrüber keine Statistik.

Frage 4:

Welche finanziellen Mittel und für wann sind für die Sanierung und den Ausbau der Fahrradwege in diesen Gebieten
vorgesehen (bitte nach Ortsteilen und ggf. Straßen unterteilen)?

Antwort zu 4:

Die Entscheidung über die Anzahl und den Umfang der Maßnahmen, welche in den Jahren
2024/2025 finanziert werden können, wird derzeit von der Senatsverwaltung für Mobilität,
Verkehr, Klimaschutz und Umwelt vorbereitet. Aktuell sind neben der Fahrradstraße Hönower
Weg (s. Antworten zu Frage 6 und 7) noch keine Maßnahmen für die Sanierung oder den Ausbau
der Fahrradwege in den genannten Lichtenberger Stadtteilen bewilligt.

Frage 5:

Welche Pläne zur Erweiterung oder Verbesserung der Fahrradinfrastruktur in Karlshorst, Friedrichsfelde,
Rummelsburg und der Rummelsburger Bucht hat der Senat? Wie gestaltet sich dabei die Zusammenarbeit dazu mit
dem Bezirk Lichtenberg?
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Antwort zu 5:

Grundlage für die Auswahl von Maßnahmen zur Sanierung und Neubau von Radverkehrsanlagen
sind die Richtlinien der Regierungspolitik, der Radverkehrsplan inklusive des darin enthaltenen
Radverkehrsnetzes sowie das neue Priorisierungskonzept, welches zeitnah eingeführt werden
soll.

Der Senat ist bei der Planerstellung für die seitens des Senates finanzierten
Radverkehrsvorhaben auf die zuständigen Bezirksämter angewiesen. Er bespricht die
personellen Voraussetzungen für die Aufnahme von entsprechenden Planungen durch die
Bezirksämter und die späteren Finanzierungsmöglichkeiten für solche Vorhaben sowie die
Fortschritte bei der Abarbeitung der bereits bewilligten Radverkehrsmaßnahmen mit dem jeweils
zuständigen bezirklichen Straßen- und Grünflächenamt.

Nach Auskunft des Bezirksamtes Lichtenberg erfolgt der Ausbau der Radinfrastruktur in ganz
Lichtenberg, unter anderem auch mit Mitteln des Senats. Die o.g. Gebiete stellten nur einen Teil
Lichtenbergs dar. Im Zuge von Straßen- und auch Wohnungsbaumaßnahmen sowie Ausweisung
von Radrouten werden Radverkehrsanlagen ausgebaut oder neu hergestellt.

Dessen unbeschadet würden nach Auskunft des Bezirksamtes von diesem vorrangig zur Zeit
Radverkehrsmaßnahmen im Zuge des Projekts „Autoarme Kieze“ in der Rummelsburger Bucht
und zur Umfahrung der Treskowalle in der Hentigstraße geprüft werden.

Frage 6:

Wie ist der aktuelle Planungsstand der Radbahn U5? Gibt es Aktualisierungen seit der Veröffentlichung der
Drucksache 19/15968? Wurden die dort erwähnten Herausforderungen durch den Senat und den Bezirk
Lichtenberg erfolgreich überwunden?

Antwort zu 6:

Die Radverbindung (Radbahn U5) vom Ostkreuz bis nach Marzahn ist im Bezirk Lichtenberg in
Verlängerung der Zobtener Straße über den Hönower Weg bis Friedenshorster Straße bereits als
Fahrradstraße ausgewiesen. Es ist geplant, im ersten Quartal 2024 mit den beiden betroffenen
Bezirken über den weiteren Umgang mit den Ergebnissen der Machbarkeitsuntersuchung zur
Radbahn U5 zu sprechen; die Stellen entlang des Streckenabschnitts mit den erwähnten
Herausforderungen werden dabei intensiv betrachtet.
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Frage 7:

Welche spezifischen Fördermaßnahmen für den Ausbau der Fahrradinfrastruktur in Karlshorst, Friedrichsfelde,
Rummelsburg und der Rummelsburger Bucht sind geplant?

Antwort zu 7:

In den o.g. Stadtteilen befindet sich zurzeit die Einrichtung einer Fahrradstraße im Hönower Weg
in der Umsetzung, die aus Stadt-und-Land-Mitteln des Bundes gefördert wird. Im Übigen wird
auf die Beantwortung der Frage 5 verwiesen.

Frage 8:

Welche konkreten Projekte und Initiativen zur besseren Vernetzung der Fahrradwege zwischen diesen Gebieten gibt
es?

Antwort zu 8:

Grundsätzlich ergeben sich Routenführungen zur Vernetzung der Gebiete durch den
Radverkehrsplan Berlin und ihre darin enthaltene Einstufung als Teil des Vorrang- oder
Ergänzungsnetzes. Im Übrigen wird auf die Beantwortung der Fragen 4 und 5 wird verwiesen.

Frage 9:

Wie werden die Bedürfnisse von Fahrradfahrern bei der Stadtplanung in Karlshorst, Friedrichsfelde, Rummelsburg
und der Rummelsburger Bucht berücksichtigt?

Antwort zu 9:

Das Bezirksamt Lichtenberg berichtet hierzu:
„Hinweise und Forderungen für Radverkehrsanlagen im Zuge von Vorhaben aus der
Stadtplanung (Bebauungspläne, Rahmenpläne etc.) werden im Zuge der Ämterbeteiligung
durch das Straßen- und Grünflächenamt eingebracht.“

Frage 10:

Wie werden die Bedürfnisse verschiedener Verkehrsteilnehmer (Fahrradfahrer, Autofahrer, Fußgänger usw.) beim
Ausbau der Fahrradwege in Karlshorst, Friedrichsfelde, Rummelsburg und der Rummelsburger Bucht in Einklang
gebracht?
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Antwort zu 10:

Bei der Planung von Straßenbaumaßnahmen werden für die verschiedenen Verkehrsträger
einschließlich der BVG mit ihren besonderen Ansprüchen an die Verkehrsinfrastruktur die Bedarfe
und die einschlägigen Vorgaben berücksichtigt. Dabei gilt für alle Radverkehrsvorhaben im
Hauptverkehrsnetz, dass eine gesamtheitliche verkehrliche und betriebliche Planung erfolgt, die
die Verkehrssicherheit aller Verkehrsarten maßgeblich beachtet. Zur Sicherstellung der
Verkehrssicherheit, insbesondere des Fußverkehrs, einer Vermeidung von Beeinträchtigungen
des ÖPNV, des Wirtschafts- und Schwerlastverkehrs als Konsequenz aus der funktionalen
Neuverteilung der Verkehrsflächen und zur Vermeidung umweltbelastender Effekte erfordert dies
insbesondere auch, die Beachtung von Beschlüssen der Unfallkommission,
Schleppkurvenüberprüfungen, Prüfung von Sichtverhältnissen, die verkehrstechnische Planung
zur Feststellung der Leistungsfähigkeit an Knotenpunkten, betriebliche Anpassungen an
Lichtsignalanlagen zur Sicherstellung der Verkehrssicherheit, die Berücksichtigung der Bedarfe
von mobilitäseingeschränkter Personen, die Beachtung der Anforderungen an den ÖPNV durch
die frühzeitige Anhörung der BVG zur Integration bzw. Anpasssung von Bus-
/Straßenbahnhaltestellen sowie die Integration einer bedarfsgerechten Anzahl von Liefer-
/Lademöglichkeiten. An den Örtlichkeiten an denen die verfügbaren Verkehrsflächen nicht für
die Bedürfnisse aller Verkehrsteilnehmenden ausreichen, wird eine entsprechende fachliche
Abwägung vorgenommen.

Berlin, den 08.01.2024

In Vertretung
Dr. Claudia Elif Stutz
Senatsverwaltung für
Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt


